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durch die Übertragung einer
Vielzahl neuer Aufgaben zu-
sätzlich gefordert. Diese Über-
tragung wird von der Verkehrs-
gewerkschaft GDBA und den
Mitarbeitern des EBA grundsätz-
lich begrüßt. Aber eine Perso-
nalreduzierung nach dem Ra-
senmäherprinzip stößt bei den
ständig steigenden Anforderun-
gen auf Unverständnis. Ange-
sichts dieser Situation verdient
es besondere Anerkennung,
dass die Mitarbeiter des EBA die
ihnen gestellten Aufgaben selbst
unter der Erschwernis ständiger
Personalknappheit und stetig
wachsender Anforderungen in
hervorragender Weise bewälti-
gen. Für die Kunden der Deut-
schen Bahn AG und der Eisen-
bahnbetriebe ist es sehr wichtig,
dass der Eisenbahnbetrieb und
die Eisenbahnbetriebsanlagen
ausreichend überwacht wer-

Dies wird  zum Beispiel erreicht
durch die Bauaufsicht, durch die
Abnahme von Fahrzeugen und
durch die Überwachung des si-
cheren Zustandes der Eisenbahn-
betriebsanlagen und des Eisen-
bahnbetriebs. Für 13 Bundeslän-
der nimmt das EBA die Landesei-
senbahnaufsicht wahr.
Seit seiner Gründung im Jahre
1994 hat sich das EBA als
schlanke und effektiv arbeiten-
de Behörde bewährt. Unter Ein-
beziehung externer Fachfirmen
wurden die Arbeitsabläufe opti-
miert und die EBA-Außenstellen
von 15 auf 12 reduziert.
Nach der Aufbauphase des EBA
wurde die Dienstpostenbewer-
tung durch die Firma WIBE-RA
geprüft. Dabei wurden rund 270
Dienstposten entsprechend der
Aufgabenstellung unter Berück-
sichtigung des tatsächlichen Be-
darfs höher bewertet. Aber es er-
folgte dazu nicht die entspre-
chende Ausweisung von Plan-
stellen, im Gegenteil, durch die
jährlichen pauschalen Stel-
leneinsparungen hat sich die
Zahl der Planstellen/Dauer stel -
len erheblich verringert.

Pauschale Stellen -
einsparungen unlogisch
In der Startphase im Jahr 1994
waren dem EBA noch 1519
Dienstposten zugeordnet. Da-
bei muss berücksichtigt werden,
dass das EBA bereits 1994 bei
seiner Gründung mit einer an
der unteren Grenze liegenden
Personalausstattung konzipiert
wurde. Auf Grund der jährli-
chen pauschalen Stellenein -
sparungen hat sich diese Zahl
auf 1118 Dauerplanstellen/
Dauerstellen im Jahr 2007 re-
duziert. Das EBA hat aber der-
zeit 1151 Mitarbeiter, die drin-
gend benötigt werden; somit
fehlen derzeit 33 Planstellen.

In den zurückliegenden Jahren
wurde das EBA immer wieder

Das Eisenbahn-
Bundesamt (EBA) 
litt im Haushaltsjahr
2007 besonders bei
den Personalkosten
unter einem 
beachtlichen Haus-
haltsdefizit. Nur
durch massive 
Einschnitte, die von
allen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern
des EBA getragen
wurden, gelang es
dem EBA aus 
eigener Kraft, dieses
Defizit auszuglei-
chen. Als Folge da -
raus drohen jedoch
im Personalbereich
weitere Einsparungen.

S
o sollen frei werdende
Dienstposten nur in
sehr begrenztem Um-
fang nachbesetzt wer-
den, Zeitverträge nicht

verlängert werden und dies bei
Aufgabenzuwachs und steigen-
den Anforderungen. Neueinstel-
lungen und Beförderungen
konnten im Haushaltsjahr 2007
nur sehr begrenzt vorgenom-
men werden. 

Deshalb hat sich die Verkehrsge-
werkschaft GDBA an den Bun-
desverkehrsminister gewandt.
Denn das EBA ist in erster Linie
 Sicherheitsbehörde für die Eisen-
bahnen des Bundes, hinzukom-
men Aufgaben für die Marktauf-
sicht, die Erstellung des Lärmka-
tasters sowie das Fahrzeugein-
stellregister. Als Aufsichts- und
Genehmigungsbehörde sorgt das
EBA für die tägliche Sicherheit der
Fahrgäste im Eisenbahnbetrieb.

den. Hierbei dürfen keine Kom-
promisse eingegangen werden.

Stellenkegel muss 
angepasst werden
Im Zusammenhang mit der Ein-
führung der Bauverfahrensver-
ordnung sollen dem EBA weite-
re Aufgaben betreffend der Aus-
stellung von Inbetriebnahmege-
nehmigung und Nutzungser-
laubnis zugeordnet werden.
Dies würde zu einem wesentli-
chen Mehraufwand durch tech-
nische Prüfungen in jedem Ein-
zelfall führen. Dazu ist es unab-
dingbar, dass der Stellenkegel
entsprechend angepasst wird,
denn sonst wäre in Anbetracht
der knappen Personalsituation
letztendlich die Sicherheit im 
Eisenbahnbetrieb gefährdet.
Eine hinreichende personelle
Ausstattung und eine sachge-
rechte Bewertung der Funktio-

Personalsituation beim 
Eisenbahn-Bundesamt 



nen ist nach Auffassung der Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA Vo -
raussetzung dafür, dass das EBA
seine wichtigen Aufgaben als
Aufsichts- und Genehmigungs-
behörde für die Sicherheit der Ei-
senbahnen im gebotenen Um-
fang wahrnehmen kann. Dass
die Aufgaben des EBA in aller Re-
gel nicht kostendeckend erfüllt
werden können, dürfte eigent-
lich nicht ungewöhnlich sein.
Niemand würde beispielsweise
die erforderliche Personalaus-
stattung für die wichtigen Aufga-
ben der inneren und äußeren Si-
cherheit nur unter Kosten-
deckungsaspekten ausrichten.

Personalabbau endlich
stoppen
Die Personalbemessung muss
sich nach Auffassung der Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA an
den Aufgaben orientieren. Pau-
schale Stellenkürzungen über
einen langen Zeitraum müssen
zwangsläufig zur Verschlechte-
rung der Aufgabenerfüllung
führen. Die Verkehrsgewerk-
schaft GDBA hält es daher für er-
forderlich, zusätzliche Planstel-
len zu bewilligen. 

Statt jährlich 1,3 Prozent der
Stellen abbauen zu müssen,
sollte das EBA in die Ausnahme-
regelung zur Stelleneinsparung
einbezogen werden. Bundes-
verkehrsminister Tiefensee wur-
de aufgefordert, für eine hinrei-
chende und sachgerechte Per-
sonalausstattung zu sorgen.
Denn der Personalabbau hat ei-
ne beachtliche Größenordnung
erreicht und kann keinesfalls
mehr weiter fortgesetzt werden.
Beim EBA geht dies zu Lasten
der Sicherheit im Eisenbahnbe-
trieb.

Die Verkehrsgewerkschaft
 GDBA wird ihre Aktivitäten zur
Verbesserung der personellen
Situation im Bahnbereich inten-
sivieren. Im Vordergrund steht
eine funktionsorientierte Perso-
nalentwicklung. Anlässlich der
geplanten Dienstrechtsreform
fordert die Verkehrsgewerk-
schaft GDBA unter anderem für
Situationen, in denen sich der
Anspruch auf Besoldung aus
dem wahrgenommenen höher-
wertigen Amt nicht realisieren
lässt, die obligatorische Zah-
lung von Zulagen. j.m.

Die GDBA-Mitglieder im
GPR beim EBA bei der 
Vorbereitung der ersten 
Sitzung des Gesamt -
personalrates nach der 
erfolgreichen Wahl.


